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Festsetzung des Unterhaltsbeitrages für das Kind
Sachverhalt

Ehepaar mit 5 jähriger Tochter werden fürsorgerechtlich unterstützt. Im Jahr 2003 trennen sie sich. Der Ehemann zieht in eine andere Gemeinde. Die Ehefrau und das Kind leben weiterhin in unserer Gemeinde und werden materiell unterstützt (ich habe das US-Dossier neu übernommen von einer scheidenden Mitarbeiterin). Das Bezirksgericht Baden legt im Urteil vom 20.06.03 weder Kinderalimente noch Frauenalimente fest; sondern erkannt folgendes:
"Herr ... ist seit Jahren arbeitslos und wird vom SD unterstützt. Die Parteien verzichten aus diesem Grunde in vorliegender Vereinbarung auf die Festlegung eines Beitrages von Herr ... an der Unterhalt der gemeinsamen Tochter sowie an den persönlichen Unterhalt an Frau ...
Herr ... hat Frau ... die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit mit Anstellungsbedingungen unverzüglich zu melden. Die Parteien werden auf den Zeitpunkt einer allfälligen Aufnahme einer Erwerbsarbeit von Herr ... die Berechnung des von ihm an den Unterhalt von Tochter J. und denjenigen von Frau ... zu leistenden Betrages vornehmen und diese Unterhaltsbeiträge wenn möglich einvernehmlich festlegen".
Wir unterstützen die alleinerziehende Mutter vollumfänglich. Mit diesem Urteil kann sie keine Alimente bevorschussen lassen.
Meine Überlegungen: 
Die SH ist rückerstattungspflichtig. Die Alimentenbevorschussung jedoch nicht. Einerseits übernimmt nun die Gemeinde Kosten, die eigentlich der Ehemann tragen müsste und die Ehefrau muss die Sozialhilfe zurückbezahlen, was sie weniger müsste, wenn die Alimente festgelegt wären und sie dies bevorschussen lassen könnte.
Meine Fragen:
· ist diese Urteil zulässig? Unterhaltsbeiträge für Kinder müssen doch festgelegt werden. Die Ehefrau hatte Erbarmen mit dem Mann und daher darauf verzichtet. Kann sie das?
Nötige Interventionen: 
· Muss die Ehefrau nochmals ans Gericht gelangen und verlangen, dass die Alimente geregelt werden? 
· Oder kann die Gemeinde das verlangen? 
· Oder sollte für das Mädchen eine Beistandschaft errichtet werden nach Art. 308, Abs. 2 und dann für sie die Unterhaltsregelung rückwirkend verlangen?
Erwägungen
1. Deine Überlegungen sind jahrelang auch von einzelnen Gerichten geteilt worden, namentlich auch im Kanton Bern. Aus "Frauenfreundlichkeit" haben deshalb Gerichte wie Vormundschaftsbehörden immer minimale UB (350.- bis 500.-) festgelegt, damit diese bevorschusst werden konnten. 
2. Diese Praxis wurde in der Lehre kritisiert und konnte sich auch nicht auf den Gesetzestext oder die Bundesgerichtspraxis abstützen, weil einer der Bemessungsfaktoren die Leistungsfähigkeit der Eltern ist. Ist der Elternteil, der das Kind nicht in Obhut hat, nicht leistungsfähig, kann ihm von Gesetzes wegen auch kein Unterhaltsbeitrag auferlegt werden, sondern dann muss die Sozialhilfe einspringen. 
3. Das Problem ist zudem bei oben beschriebener praktischer und sozial scheinender Lösung, dass sich die Schulden bei einem Unterhaltpflichtigen in einem Ausmass anhäufen, das ihm jede Zukunftsperspektive raubt. Er schuldet etwas, wozu er wirtschaftlich nicht im Stande und rechtlich nicht verpflichtet ist. Theoretisch kann er sich sogar noch strafbar machen (StGB 217).  
4. Im Unterschied zu den Sozialhilfebeiträgen sind Unterhaltsbeiträge jederzeit und voraussetzungslos eintreibbar und bis aufs Existenzminimum pfändbar. Bei den Sozialhilfebeiträgen kann die Behörde nur Rückforderungen geltend machen, soweit die kantonalen Voraussetzungen erfüllt sind. Im Kanton Aargau sind massgeblich aus dem kantonalen Sozialhilfe- und Präventionsgesetz
§ 20
1 Wer materielle Hilfe bezogen hat, ist rückerstattungspflichtig, wenn sich

die wirtschaftlichen Verhältnisse so weit gebessert haben, dass eine Rückerstattung

ganz oder teilweise zugemutet werden kann.

2 Der Regierungsrat legt die Ausnahmen

3 Die Erbinnen und Erben der unterstützten Person sind höchstens im
Umfang der empfangenen Erbschaft, und soweit sie dadurch bereichert
sind, zur Rückerstattung verpflichtet.

4 Rückerstattungsforderungen sind unverzinslich.

5 Besondere Bestimmungen des Bundesrechts bleiben vorbehalten.

Und die Sozialhilfe- und Präventionsverordnung des Kt. AG sieht vor:
§ 20
Voraussetzungen, Umfang und Ausnahmen 
(§ 20 SPG)
1 Bessere wirtschaftliche Verhältnisse liegen vor, wenn Vermögen vorhanden ist, Vermögen gebildet wird oder Vermögen gebildet werden könnte.

2 Ein Vermögensfreibetrag von Fr. 5'000.– für eine Person, jedoch höchstens Fr. 15'000.– für eine Unterstützungseinheit im Sinne von § 32 Abs. 1 dieser Verordnung ist zu gewähren. Bei Leistungen aus Genugtuung und Integritätsentschädigungen ist eine Rückerstattung nur soweit zulässig, als die in Art. 3c Abs. 1 lit. c des Bundesgesetzes über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELG) vom 19. März 1965 enthaltenen Vermögensfreigrenzen überschritten werden.

3 Die Rückerstattung aus Einkommen erfolgt auf der Basis des sozialen Existenzminimums (Grundbedarf I gemäss § 10 Abs. 2, Grundbedarf II gemäss § 10 Abs. 3, situationsbedingte Leistungen) mit einem Zuschlag von 20 % und erweitert um die Auslagen für Steuern, Unterhaltsverpflichtungen und Darlehenstilgung.

4 Die an Unmündige und Mündige in Ausbildung bis zum vollendeten 20. Altersjahr ausgerichteten Leistungen unterliegen nicht der Rückerstattungspflicht.
 

 
5. Aus Abs. 4 von § 20 der SPV geht also hervor, dass Kinderunterhalt im Kt. Aargau nicht rückerstattungspflichtig ist. Die Mutter fährt also mit der getroffenen Lösung, welche sowohl vom Gesetz (Art. 285 ZGB) als auch von der höchstrichterlichen Praxis her rechtsstaatlich korrekt ist, besser. 
6. Deshalb sind deine Fragen nach meinem Dafürhalten wie folgt zu beantworten:
a) Das Urteil ist zulässig. Die Mutter hätte klageweise keinen weiteren Erfolg verbuchen können.
b) Es ist kein neues Gerichtsverfahren nötig, wenn sich die Verhältnisse nicht erheblich verändert haben (Art. 286 Abs. 2 ZGB).
 

c) Sobald sich die Verhältnisse erheblich verändern, kann unter den Eltern eine Vereinbarung getroffen werden, welche von der VB zu genehmigen ist (Art. 134 Abs. 3 ZGB). Falls sie sich nicht einig würden, müsste das Gericht das ursprüngliche Urteil auf Klage der Mutter oder des Kindes ändern. Kommt die Gemeinde für den Unterhalt des Kindes auf, kann auch sie klagen (Art. 289 Abs. 2 ZGB), aber nur, wenn sich die Verhältnisse erheblich verändert haben.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 7. April 2004
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